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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 136 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments zu überfüllten Strafvollzugsanstalten in der EU1

1. In einem vor kurzem erschienenen Bericht des Rechtsausschusses des Europarates wird 
Überfüllung als das Hauptproblem in europäischen Gefängnissen bezeichnet. Danach 
sitzen in Italien im Durchschnitt 153 Insassen in Gefängnissen ein, die für 100 Gefangene 
konzipiert sind, während in Zypern, Griechenland und Frankreich die Zahlen jeweils 151, 
123 bzw. 108 betragen.

2. Die meisten Mitgliedstaaten halten die europäischen Mindeststandards, die in dem vom 
Europarat verfassten europäischen Strafvollzugsvorschriften niedergelegt wurden, nicht 
ein.

3. Damit Häftlinge infolge erheblicher Überfüllung der Strafvollzugsanstalten nicht zu Tode 
kommen oder leiden, müssen unverzüglich Maßnahmen ergriffen werden. Bei Untätigkeit 
besteht die Gefahr, dass Infektionskrankheiten übertragen werden und eine hohe 
Selbstmordrate zu verzeichnen ist. Wenn nichts unternommen wird, können die 
Haftanstalten auch keine angemessene medizinische Betreuung und Gesundheitsfürsorge 
für die Häftlinge anbieten.

4. Die Kommission wird daher aufgefordert zu prüfen, wie sie die Mitgliedstaaten bei der 
Verbesserung der Haftbedingungen unterstützen kann, unter anderem durch geeignete 
Initiativen für den Bau von Gefängnissen und die Entwicklung von Alternativen zur 
Haftstrafe, zumal die EU der Achtung der Grundrechte besondere Bedeutung beimisst.

5. Diese Erklärung wird mit den Namen der Unterzeichner dem Rat und der Kommission 
übermittelt.

1 Gemäß Artikel 136 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


